
Für das Nachschlagewerk! 
Für  d ie  Fachpresse !
Für die  am t l ic h e  Sammlung!

J a 3 0- Marz f2§'
, <Tj2 

J a

7  O
v. > O

G ese tz :  BGB § 611 G r a t i f i k a t i o n ?  GG A r t ,  3 ? 6?
MuSchG § § 3 , 6

L e i t s ä t z e :
1» Eine G r a t i f i k a t i o n s r e g e l u n g ,  d ie  de r  Höhe der  Zuwen­

dung nach au f  d ie  Z e i t e n  de r  B e t r ieb sa n w ese n h e i t  ab -  
g e s t e l l t  i s t ,  i s t  r e c h t l i c h  z u l ä s s i g  (B es tä t ig u n g  
von BAG 14 y 38 f f .  ~ AB Nr. 16 zu § 2 ArbKrankhG),

2o Bei V o r l ieg e n  e i n e r  so lch en  Regelung i s t  der  A r b e i t “ 
geber  b e f u g t ,  auch e in e  F e h l z e i t  g r a t i f i k a t i o n s m i n -  
dernd zu b e r ü c k s i c h t i g e n ,  d ie  a u f  e in e  Schwanger- • • 
s c h a f t  de r  A rbe i tnehm er in  zurückzuführen  i s t »

Aktenzeichen:  -5 AZR 359/66
U r t e i l  des BAG.vom 3o= März 1967 LAG Baden-Württemberg

( S t u t t g a r t )
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lZR_259/66 •
3a 41/66 Eaden-V/lirttembers; Im IVamen des Volkes!vStuttgart;
icündet50. März 1967
2. Heinrich* Urteil
Sierungshaupt Sekretär 
3 Urkundsbearnter der 
schäftsstelle

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 2. März 1967 durch den 
Senatspräsidenten Professor Dr. Dr0 Boldt* die Bundes­
richter Wichmann und Siara sowie die Bundesarbeitsrich­
ter Schumacher und Seiler für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerinnen gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bäden-V/ürtternberg 
vom 2 9. Juli 1966 - 5 Sa 41/66 - wird auf 
Kosten der Klägerinnen zurückgewiesen.

-  2 -

V o n R e c h t s w e g e n 1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2

T a t b e s t a n d

Im Betrieb der Beklagten, dem die Klägerinnen minde­
stens seit 1963 angehören, wurden bereits in früheren 
Jahren Weihnachtsgratifikationen gewährte Am 1o= Dezem­
ber 1965 gab die Beklagte durch Aushang im Hinblick auf 
die Weihnachtsgratifikation 1965 folgendes bekannt!

"Der Grundbetrag beträgt loo,—  DM« Er erhöht sich 
auf DM 12o,—  für solche Arbeitnehmer, die außer 
bezahltem Urlaub, Dienstreisen oder Schul- oder 
Kursusbesuchen keine Fehltage verursacht haben»
Da das Weihnachtsgeld in erster Linie eine Aner­
kennung für treue Pflichterfüllung und geleistete 
Dienste ist, werden bei der Auszahlung wie bisher 
Abschläge vorgenommen!
a) Für jede in der Zeit vom 1» November 1964 bis 
31o Oktober 1965 erteilte Verwarnung ermäßigt sich 
die Weihnachtsgratifikation um 2o,—  DM»
b) Für Fehltage, gleich aus welchem Grunde, werden, 
sofern es sich nicht um bezahlten Urlaub, Dienst­
reisen oder Schul'' und Kursusbesuche handelt, fol­
gende Abzüge vorgenommen!
Fehltage aus der Zeit DM-Abzug vom
vom 1» Nov» 1964 bis Weihnachtsgeld
31o Oktober 1965

Die Klägerinnen hatten im Jahre -1965 entbunden und 
deswegen während der auf § 3 Abs» 2 und § 6 MuSchG be­
ruhenden Schutzfristen nicht gearbeitet» Außerdem hat­
ten sic weitere Tage gefehlt, ohne daß das mit der Schwan­
gerschaft in Verbindung gestanden hätte»

3o - 53 
54 - 83 
84 - 131 
über 131
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Die Beklagte zahlte an die Klägerinnen lediglich 
eine Weihnachtsgratifikation in Höhe von je 7o,^- DM» 
Die Klägerinnen verlangen im Rechtsstreit eine Zah­
lung von weiteren je 3o,-—  DM« Sie tragen hierzu vor, 
daß die Beklagte den Klägerinnen die Zeit des Pehlens 
wegen der Entbindung nicht zum Vorwurf und nicht zum 
Anlaß einer Benachteiligung machen dürfe« Sie berufen 
sich insoweit auf Art« 3 und 6 GG sowie auf den ar- 
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz«

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die 
Auffassung vertreten, es sei zulässig, eine Weihnachts­
gratifikation in Form einer Anwesenheitsprämie zu ge­
währen und dabei auch Zeiten unverschuldeten Pehlens 
gratifikationsmindernd zu berücksichtigen, selbst 
wenn das Pehlen auf eine Schwangerschaft zurückzufüh­
ren sei.

Das Arbeitsgericht hat unter Zulassung der Beru­
fung die Beklagte dem Klageantrag gemäß zur Zahlung 
von je 3o,—  DM an die Klägerinnen verurteilt« Auf 
die Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsge­
richt die Klage abgewiesen und die Revision zugelas­
sen o Mit dieser erstreben die Klägerinnen die Wieder­
herstellung des Urteils erster Instanz, während die 
Beklagte um Zurückweisung der Revision bittet«

1« Die von der Beklagten zugesagte Gratifikations­
zahlung stellte eine freiwillige zusätzliche Leistung 
dar« Denn zur Gewährung einer solchen Gratifikation 
bestand für die Beklagte weder eine gesetzliche noch 
eine einzelvertragliche noch eine kollektiv vertrag“ 
liehe Verpflichtung« Die Beklagte war deshalb berech­
tigt, die Bedingungen festzusetzen, unter v/elchen
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sie gewährt werden sollte» Insbesondere war sie befugt, 
hinsichtlieh der Abstufung der Gratifikationszahlungen 
im einzelnen Hegelungen zu treffen»

Diese Ansicht entspricht der Rechtsprechung des Bun­
desarbeitsgerichts o So hat bereits der Erste Senat in 
der Entscheidung AP Nr« 7 zu § 611 BGB Gratifikation (ähn­
lich übrigens in der Entscheidung AP Nr» 35 aaO) ausge­
sprochen, es stehe bei einer freiwilligen zusätzlichen 
Leistung des Arbeitgebers grundsätzlich in seinem Belie­
ben, Y/em er diese Leistung zukommen lassen wolle» Es 
dürfe lediglich keine Beschränkung des Empfängerkrei- 
ses aus sachfremden Gründen vorgenommen werden» Eine sol- 
che sachfremde Differenzierung stelle es aber nicht dar, 
wenn der Arbeitgeber bei der Bestimmung des Teilnehmer­
kreises darauf abstelle, ob der betreffende Arbeitnehmer 
an einem von dem Arbeitgeber zulässigerweise festgesetz­
ten Stichtag in seinem Betrieb gearbeitet habe oder nicht» 
Dem schließt sich der erkennende Senat an»

Wenn es sich bei der1 Gratifikation um eine freiwil~ 
lige zusätzliche Leistung handelt, bestehen somit Bindun­
gen nur in dem Rahmen, wie er sich aus zwingenden gesetz- 
liehen Vorschriften, insbesondere aus dem Grundgesetz, 
und aus dem Verbot des Verstoßes gegen die guten Sitten 
ergibt» Das erkannt im Streitfall die Revision auch an»
Sie meint jedoch, durch die von der Beklagten gewählte 
Gratifikationsregelung habe die Beklagte gegen die Art»
3 und 6 GG sowie gegen den arbeitsrechtlichen Gleichbe­
handlungsgrundsatz verstoßen» Dieser Auffassung kann 
nicht zugestimmt werden»
2» Die Gratifikationszusage war im Streitfall gekoppelt 
mit einer Anwesenheitsprämie» Daß das statthaft ist, hat 
bereits der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Entscheidung BAG 14, 38 ff. “ AP Nr» 16 zu § 2 ArbKrankhG 
hinsichtlich einer Prämienzusage ausgesprochen, die an die
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tatsächliche Anwesenheit des Arbeitnehmers im Be­
trieb geknüpft war» Bort wirkte durch die vom Ar­
beitgeber vorgenommene Regelung die krankheitsbe­
dingte Betriebsabwesenheit des Arbeitnehmers prä­
mienmindernd o Eine solche Regelung hat der Zweite 
Senat als wirksam anerkannte Er hat ausgesprochen, 
daß weder der von dem Arbeitgeber erstrebte Zweck 
noch das von ihm dazu angewandte Mittel rechtlich 
zu beanstanden seien, obwohl der Arbeitgeber von 
seinem Versprechen einer Prämie außer den unpünkt­
lichen, den zu Unrecht fehlenden und den eine Krank­
heit vortäuschenden auch die wirklich und unverschul­
det kranken sowie die begründeterweise der Arbeit 
fernbleibenden Arbeitnehmer ausgenommen habe, also 
schuldhafte und schuldlose Arbeitsversäumnis gleich 
behandele, wenn auch nicht durch Belastung mit einem 
•Nachteil, doch durch Versagen eines Vorteils« Ber 
von dem Arbeitgeber mit seinem Versprechen den Ar­
beitnehmern gegebene Anreiz, wenn irgend möglich zur 
Arbeit zu erscheinen, könne ernstlich Kranke und 
solche, die mit Grund sonst fernbleiben könnten, 
nicht dazu verführen, zum Bienst zu erscheinen, an­
statt sich vernünftigerweise auskurieren zu lassen 
oder ihren berechtigten Interessen nachzugehen« Bazu 
sei der Anreiz, jedenfalls für einen verständig den­
kenden und handelnden Arbeitnehmer, von dem doch aus- 
zugehen sei,fnicht groß genugo

Auch dieser Rechtsauffassung stimmt- der erken­
nende Senat zu» Zwar werden durch eine solche Rege­
lung die berechtigt wegen Krankheit der Arbeit fern­
bleibenden Arbeitnehmer schlechter gestellt als die 
übrigen. Aber das ist damit zu rechtfertigen, daß 
die Kranken gerade in der Zeit ihrer Krankheit zu 
dem betrieblichen Erfolg nicht beitragen können und
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der betriebliche Erfolg einer der Paktoren ist, aus 
denen die Gratifikationszahlung geleistet wird-, Eine 
sachfremde Differenzierung ist deshalb in einer sol­
chen Regelung nicht zu sehen.

Ist somit im Pall der Krankheit eine derartige Gra- 
tifikationsregelung wirksam, so muß grundsätzlich, von 
Art. 6 Abs. 4 GG zunächst einmal abgesehen, für die 
schwangerschaftsbedingte Betriebsabwesenheit der Arbeit­
nehmerinnen gleiches gelten. Denn auch sie können wäh­
rend der Zeit ihrer Betriebsabwesenheit nicht zur Erhö­
hung des betrieblichen Erfolges beitragen. Daraus folgt, 
daß ein Verstoß gegen Art« 3 GG nicht anzunehmen ist.
Die unterschiedliche Lage derjenigen, die dem Betrieb 
ferngeblieben sind, einerseits, derjenigen,' die gear­
beitet haben, andererseits berechtigt vielmehr zu einer 
unterschiedlichen Behandlung. Deshalb entfällt die Mög­
lichkeit eines Verstoßes gegen den arbeitsrechtlichen 
Gleichbehandlungsgrundsatz gleichfalls.

Die im Streitfall angewandte Gratifikationsregelung 
verstößt insbesondere auch nicht gegen Art. 3 Abs. 2 GG. 
Die Klägerinnen werden nicht deshalb ungleich behandelt, 
weil sie Frauen sind, sondern mit Rücksicht auf ihre 
schwangerschaftsbedingten Pehlzeiten. Darin kann ein 
Verstoß gegen den Gleichheitssatz nicht gesehen werden? 
denn die Ungleichbehandlung trifft nicht alle Prauen»
Auch im Streitfall sind nur deshalb ausschließlich Prauen 
betroffen, weil der bei ihnen vorliegende Anlaß für die 
Pehlzeiten aus biologischen Gründen nur bei Prauen auf- 
treten kann. Somit entfällt hier eine Ungleichbehandlung, 
die gegen Art. 3 Abs. 2 GG verstößt, ebenso, wie der 
Gleichheitssatz nicht dadurch verletzt wird, daß Prauen 
nicht zum Wehrdienst herangezogen werden können.

Auch liegt kein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 3 GG vor.
Aus den im vorigen Absatz angestellten Erörterungen folgt,
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daß eine Ungleichstellung der Frauen wegen ihres Ge­
schlechtes nicht vorgenommen worden ist» Die übrigen 
nach Art» 3 Abs» 3 GG einer ungleichen Behandlung 
entgegenstehenden Gründe entfallen ohne weiteres 
(Abstammung, Basse, Sprache, Heimat, Herkunft, Glau­
ben, religiöse und politische Anschauung)»

Somit erweist sich die Ansicht der Revision, daß 
die hier in Frage stehende Gratifikationsregelung 
gegen den Gleichheitssatz oder gegen den Gleichbe­
handlungsgrundsatz verstoße, als unrichtig»
3» Es liegt aber auch entgegen der Ansicht der 
Revision kein Verstoß gegen Art» 6 GG vor. Im Streit­
fall kommt insoweit nicht dessen Abs. 1 in Betracht, 
sondern sein Abs. 4. Es geht hier um den Schutz der 
Mutterschaft, mit dem sich Abs. 4 als Spezialvor­
schrift befaßt, nicht um den von Ehe und Familie 
(Abs. l), andernfalls eine Differenzierung zwischen 
ehelichen und unehelichen Müttern vorgenommen werden 
müßte, was wiederum gegen Abs. -5 des Art. 6 GG ver­
stieße» Deshalb kann die Rechtsprechung des Ersten 
Senats des Bundesarbeitsgerichts wie auch die des 
Bundesverfassungsgerichts, die sich mit Art» 6 Abs.
1 GG befaßt, im Streitfall nicht herangezogen wer­
den. Ferner bedarf es hier keiner Erörterung, ob 
Art» 6 Abs» 1 GG auch für den privaten Rechtsver­
kehr gilt»

Der somit allein in Betracht kommende Art. 6 Abs. 
4 GG bestimmt, daß jede Mutter Anspruch auf den 
Schutz und diö Fürsorge der Gemeinschaft hat» Er 
nennt als die verpflichtete Stelle die Gemeinschaft» 
Bereits das deutet darauf hin, daß aus Art» 6 Abs» 4 
GG grundsätzlich nicht der einzelne Arbeitgeber ver­
pflichtet ist, sondern eben die Gemeinschaft als 
solche»
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Nun wäre es allerdings verfehlt, hieraus zu schlie­
ßen, daß das einzelne Arbeitsverhältnis durch eine Schwan­
gerschaft der Arbeitnehmerin überhaupt nicht berührt würde * 
Das Mutterschutzgesetz bestimmt im einzelnen, welche Neigen 
die Schwangerschaft einer Arbeitnehmerin für ihr Arbeits­
verhältnis hat» Durch die Schwangerschaft wird nach diesem 
Ges.etz auch der Arbeitgeber betroffen,, Beispielsweise darf 
er nur unter bestimmten erschwerenden Voraussetzungen kün­
digen» Auch muß er gegebenenfalls den vollen Lohn weiter­
zahlen, obwohl die Arbeitnehmerin ihre bisherige vollwertige 
Allheit nicht mehr leisten darf»

Die Verpflichtungen des Arbeitgebers im Ball der Schwan­
gerschaft einer Arbeitnehmerin erschöpfen sich jedoch in der 
im Mutt ers'chutzge setz vorgesehenen Regelung» Die darüber 
hinausgehenden Verpflichtungen treffen die Gemeinschaft und 
nichtfden Arbeitgeber als einzelnen (BAG 9» 3oo ff, = AB 
Nr» 1 zu § 8 MuSchG)» Daraus folgt, daß, wie der Erste Se­
nat des Bundesarbeitsgerichts bereits ausgesprochen hat, 
beispielsweise eine Aussperrung auf die schwangeren Ar­
beitnehmerinnen wirksam ausgedehnt werden kann, obwohl ihnen 
nicht ohne weiteres gekündigt werden darf (vgl» BAG Io,
111 ff. = AP Nr» 11 zu Art» 9 GG Arbeitskampf).
4. Wenn in einer Gratifikationsregelung auf die Zeit der 
Anwesenheit des jeweiligen Arbeitnehmers im Betrieb abge­
stellt wird, so verstößt das nicht gegen eine zwingende Ge­
setzesvorschrift, insbesondere nicht gegen-das- Grundgesetz. 
Das gilt nach den vorstehend zu 2 und 3 angestellten Erör­
terungen selbst dann, v/enn die Behlzeiten auf eine Schwan­
gerschaft zurückzuführen sind. Vielmehr dürfen solche Behl­
zeiten den Behlzeiten gleichgestellt werden, die aus Anlaß 
einer unverschuldeten Krankheit eingetreten sind. Wenn der 
Arbeitgeber insofern Krankheit und Schwangerschaft gleich­
behandelt, so beruht diese Gleichbehandlung nicht auf der 
Schwangerschaft, sondern auf dem Behlen im Betrieb» Ob
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für dieses Fehlen eine Schwangerschaft oder eine 
unverschuldete Krankheit die Ursache ist, spielt 
für die Wirksamkeit der Gratifikationsregelung also 
keine entscheidende Rolle.

Eine Gleichstellung von unverschuldeter Krank­
heit und Schwangerschaft hat im übrigen bereits der 
Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in einem ä|n^ 
liehen Zusammenhang gebilligt, nämlich in seiner 
Entscheidung AP Fr. 59 zu § 611 BGB Urlaubsrecht.
Im Leitsatz dieser Entscheidung ist zwar nur ausge“ 
sprochen, daß die Geltendmachung eines Urlaubsab- 
geltungsanspruchs mißbräuchlich sein könne, wenn 
der Arbeitnehmer in kaum nennenswertem Umfange gear­
beitet habe, sondern krank gewesen sei. Aus dem Tat­
bestand ergibt sich jedoch, daß die Pehlzeiten der 
dortigen Klägerin zu einem nicht unerheblichen Teil 
(etwa drei Monate) auf eine Entbindung zurückzufüh- 
ren waren« Der Erste Senat hat nun keinen Unter­
schied zwischen einer Fehlzeit, die auf eine Entbin­
dung zurückzuführen war,, und einer solchen gemacht, 
die auf eine Krankheit zurückzuführen war»

War in dem vorgenannten Pall die Eehlzeit zu dem 
geringerem Teil durch die Schwangerschaft, zum grö­
ßeren Teil durch die Krankheit bedingt, so hatte 
sich der erkennende Senat in dem zur Veröffentlichung 
bestimmten Urteil vom 12. Januar 1967 - 5 AZE 321/66 
- mit dem Fall zu befassen, daß eine Fehlzeit in 
vollem Umfang durch eine Schwangerschaft bedingt 
war. Obwohl es sich dort nicht um eine krankheits­
bedingte Fehlzeit handelte, hat der erkennende Senat 
unter dem Gesichtspunkt des Rechtsmißbrauchs den 
geltend gemachten Urlaubsanspruch abgelehnt, weil 
die Klägerin, wenn auch schwangerschaftsbedingt, im 
Urlaubsjahr nicht gearbeitet hatte. Zwischen Schwan-
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gerschaft und Krankheit ist dort also kein Unterschied 
gemacht worden, obwohl es sich hei dem Urlaub um einen 
gesetzlich begründeten Anspruch handelt? im Streitfall 
geht es dagegen um eine freiwillige zusätzliche Leistung 
des Arbeitgebers«

Mit diesen Rechtsgrundsätzen, an denen festzuhalten 
ist, steht die hier angefochtene Entscheidung im Ein­
klang« Sie entspricht aber auch dem Wortlaut und dem 
Sinn und Zweck des hier streitigen Gratifikationsver- 
Sprechens« Dieses verstößt nicht gegen ein Gesetz, ins­
besondere das Grundgesetz, und ist auch aus sonstigen 
Gründen rechtlich nicjit zu beanstanden« Deshalb müssen 
sich die Klägerinnen gefallen lassen, nach dem Gratifi­
kationsversprechen behandelt zu werden, wie das seitens 
der Beklagten geschehen ist«
5« Zu Unrecht berufen sich die Klägerinnen demgegen­
über auf das Urteil des erkennenden Senats AP Nr« 24 zu 
§ 1 HausarbTagsG Nordrh«Westfalen« Jenes Urteil erklärt 
sich lediglich aus dem Verbot, Hausarbeitstage abzukaufen, 
und dem dort vom Arbeitgeber unternommenen Versuch, die­
ses Verbot zu umgehen« Jener Pall bietet zu dem vorlie­
genden keine Parallele« Im Streitfall scheidet nämlich 
die Annahme, es könne sich um einen versuchten Abkauf 
von Vergünstigungen, die das Gesetz der schwangeren Ar­
beitnehmerin einräumt, handeln, nicht nur deshalb aus, 
weil die Summe verhältnismäßig gering ist, sondern vor 
allem und entscheidend deshalb, weil die Beschäftigung 
schwangerer Arbeitnehmerinnen während gewisser Zeiten 
vor und nach der Entbindung zur Bestrafung des Arbeit­
gebers führen würde« Der Arbeitgeber ist also in Pal­
len dieser Art schon durch die Strafandrohung des Ge­
setzes gehindert, die Dienstleistung der schwangeren Ar­
beitnehmerin in der Zeit vor und nach der Geburt anzu­
nehmen, selbst wenn sie angeboten wird« Eine solche
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Sanktion besteht jedoch nicht, wenn die anspruchsbe­
rechtigte Arbeitnehmerin ihren Anspruch auf Gewährung 
von Hausarbeitstagen nicht geltend machte 
60 Mit Recht vertritt das Landesarbeitsgericht 
schließlich die Auffassung, daß das Handeln der Be­
klagten nicht sittenwidrig ware Es besteht zwischen 
dem Fall eines krankheitsbedingten Fehlens und dem 
eines schwangerschaftsbedingten Fehlens unter dem 
Blickpunkt einer Anwesenheitsprämienregelung in der 
Tat eine gewisse Ähnlichkeit« Deshalb dürfen beide 
Fälle, soweit es sich um eine freiwillige zusätzli­
che Zuwendung handelt, gleich behandelt werden, ohne 
daß das gegen die guten Sitten verstößt» Übrigens 
beruft sich auch die Revision selbst nicht auf ein 
sittenwidriges Handeln der Beklagten»

gezo Dr» Boldt Wichnann Siara

Wo Seiler Schumacher

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	... 3 ~

	8

	- 4 -


	38

	- 8 -

	- 8 -


	38


